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Antrag   
der AfD-Fraktion 

Konnexität auf Landes- und Bundesebene sicherstellen 

Der Landtag stellt fest: 
 
Die Praxis der Landesregierung und auch der Bundesregierung ist nicht länger hinzuneh-
men, dass den Kommunen Aufgaben übertragen werden, ohne sie gleichzeitig mit den für 
die Erfüllung erforderlichen finanziellen Mitteln vollständig auszustatten.  
 
Der Landtag möge beschließen: 
 

Die Landesregierung wird aufgefordert,  

1. bei der Übertragung von Aufgaben an die Kommunen sicherzustellen, dass diese von 
Anfang an vollumfänglich mit den für die Erfüllung dieser Aufgaben erforderlichen fi-
nanziellen Mitteln ausgestattet werden, und  

2. sich auf Bundesebene mit sämtlichen zur Verfügung stehenden Mitteln dafür einzuset-
zen, auch für kommunale finanzielle Belastungen durch Bundesgesetze eine jeweilige 
vollständige finanzielle Kompensation sicherzustellen.  

Begründung: 
 
Die Oberbürgermeister der Landeshauptstädte der 13 Flächenländer haben in einem ge-
meinsamen Brief auch stellvertretend für die kommunale Familie insgesamt beklagt, dass 
für vom Bund und den Ländern übertragene Aufgaben von beiden Ebenen nicht die notwen-
digen Finanzmittel an die Kommunen gezahlt werden.1 
Dies bestätigt die seit Jahren bekannte prekäre Lage von Landkreisen und kreisfreien Städ-
ten auch in Brandenburg. Die Kommunen haben 2024 ein Rekorddefizit in Höhe von 355 
Millionen Euro aufgrund gestiegener Inflation und sinkender Gewerbesteuereinnahmen im 
Zuge der Konjunkturschwäche sowie aufgrund steigender Sozialausgaben angehäuft. Die 
dauerhafte finanzielle Leistungsfähigkeit der Kommunen ist infrage gestellt, was besonders 
dramatisch ist, tragen diese doch gut die Hälfte aller öffentlichen Investitionen.2 

 
1 Vgl. Gemeinsamer Brief „Für eine Neujustierung der Grundsätze der kommunalen Finanzausstattung“, 

28.10.2025, in: https://www.stuttgart.de/pressemitteilungen/2025/oktober/gemeinsamer-brief-zur-kon-
nexitaet-hauptstaedte-aller-flaechenlaender-fordern-von-bund-und-laendern-auskoemmliche-finanzierung-
der-uebertragenen-aufgaben-6831993.php.media/437942/Anschreiben-der-OBs-zur-Konnexitaet-an-Bun-
des-und-Landesregierungen.pdf, zuletzt besucht 04.12.2025. 
2 Vgl. Pressemitteilung Bertelsmann Stiftung, 30.07.2025, „Kommunale Finanzen – Rekorddefizit in Branden-
burg“, in: https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/Projekte/Kommunale_Finanzen/PM_Finanzre-
port_2025_Brandenburg.pdf, zuletzt besucht: 04.12.2025.  
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Es ist an der Zeit, den Kommunen die Mittel zuzugestehen, die sie benötigen, um die öffent-
liche Daseinsvorsorge leisten zu können.  
 
Brandenburgs kreisfreie Städte, Landkreise und Gemeinden sehen sich mit einer Vielzahl 
von Haushaltsproblemen konfrontiert – fast alle „planen auch das aktuelle Jahr mit einem 
Minus und suchen Einsparpotenziale“3.  
Ob für ungedeckte Ausgaben für übertragene Aufgabenerfüllung in der Jugendhilfe und Er-
ziehungshilfe oder für die Unterbringung und Betreuung massenhaft illegal Eingewanderter 
– sie stecken in einer „Konnexitätsfalle“ von zu erfüllenden Pflichtaufgaben, für deren voll-
ständige Kostendeckung Bund und Land aber nicht aufkommen wollen.4 Die Folgen einer 
verfehlten, ideologisch verbrämten Transformationspolitik, wie sie Bundes- und Landesre-
gierung vorgeben – siehe „Energiewende“, „Wärmewende“, „Klimawende“, „Verkehrs-
wende“ oder auch die „Bauwende“ –, kommen auch auf kommunaler Ebene hinzu. 
 
Gleichzeitig leisten Städte und Gemeinden über die Kreisumlage jährlich rund 1,2 Milliarden 
Euro an Zahlungen an die Landkreise. Im Rahmen des kommunalen Finanzausgleiches 
verzichten die Kommunen in den Jahren 2022 bis 2026 auf insgesamt 390 Millionen Euro 
als Vorwegabzug zur finanziellen Entlastung des Landes.  
Zudem sinken in einer Vielzahl von Städten und Gemeinden die Steuereinnahmen. Nach 
wie vor steht rund ein Viertel aller Kommunen in Brandenburg in der Pflicht, 
Haushaltssicherungskonzepte zu erstellen, wodurch die Haushalte auf Jahre hinaus nicht 
ausgeglichen sind und sie der Kontrolle der Kommunalaufsicht unterliegen. Nach einer 
Übersicht des Städte- und Gemeindebundes Brandenburg bleiben diesen Kommunen 
lediglich zwei bis drei Prozent ihrer Einnahmen, um freiwillige Aufgaben überhaupt zu 
erfüllen.5 
 
Überträgt das Land seinen Kommunen eine Aufgabe, weist ihnen also die Zuständigkeit für 
eine Aufgabe zu, kommt das Konnexitätsprinzip zum Tragen. Dabei spielt es keine Rolle, 
ob eine Aufgabenzuweisung oder die Erweiterung einer Aufgabe auf das Land oder den 
Bund zurückgeht. Das Land muss von vornherein für eine vollumfängliche Kostendeckungs-
regelung Sorge tragen. Getreu dem Motto: „Wer bestellt, muss auch bezahlen.“ 
 
Oftmals versuchen die Länder zwar, sich dieser Verantwortung mit dem Hinweis zu entzie-
hen, sie hätten bei den Kommunen anfallende Mehrkosten ja nicht verursacht, sondern der 
Bund. Dann bleiben die Kommunen auf den Mehrkosten sitzen, da der Bund diesen unmit-
telbar keine Finanzmittel zuweisen darf – allerdings kann er nach höchstrichterlicher Ent-
scheidung aus dem Jahr 2020 auch keine Aufgaben mehr direkt an Kommunen ohne aus-
kömmliche Finanzierung übertragen.6 
 

 
3 Vgl. ebd.  
4 Vgl. Kommunal, Ausgabe 1+2/2023, S. 32.  
5 Vgl. ebd. 
6 Vgl. Beschluss des Bundesverfassungsgerichtes v. 07. Juli 2020 zu Az. 2 BvR 696/12, https://www.bundes-
verfassungsgericht.de/SharedDocs/Downloads/DE/2020/07/rs20200707_2bvr069612.pdf?__blob=publica-
tionFile&v=2, zuletzt besucht: 04.12.2025.  
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Gleichgültig, auf wen eine Aufgabenzuweisung oder die Erweiterung einer existierenden 
Aufgabe bei den Kommunen zurückgeht, werden die Kommunen durch das Land zur Auf-
gabenerfüllung verpflichtet, wodurch das Land seinerseits in der Pflicht steht, die Kosten 
bzw. die Mehrkosten bei den Kommunen auszugleichen.  
 
Gleichzeitig mit einer Aufgabenübertragung durch das Land müsste eine Kostendeckungs-
regelung erlassen werden, wodurch Kommunen nicht in Vorleistung gehen und sich auch 
nicht um die nachträgliche Erstattung kümmern müssten. Das Land darf dabei pauschalie-
ren – eine Spitzabrechnung ist nicht erforderlich. Diese Pauschale ist anhand der realen 
Kostenentwicklungen über die Zeit anzupassen. Die aktuelle Klage der brandenburgischen 
kommunalen Familie gegen das Land verdeutlicht einmal mehr die ausweglose Lage der 
Gemeinden und Landkreise und auch die Handlungsnotwendigkeit auf Landes- und Bun-
desebene.7 

 

 

 

 
7 Vgl. MAZ, „Es geht um Millionen: Kreise und kreisfreie Städte verklagen gemeinsam das Land“, 
15.08.2025, in: https://www.maz-online.de/brandenburg/mehr-sozialarbeiter-an-brandenburgs-schulen-land-
kreise-und-staedte-verklagen-das-land-J2GHJJ6Q3RF3ZFIJCNZPJUXBOA.html, zuletzt besucht: 
04.12.2025. 
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